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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTSHOFS (Grofie Kammer)

30. Januar 2018*

»Vorlage zur Vorabentscheidung — Dienstleistungen im Binnenmarkt — Richtlinie 2006/123/EG —
Anwendungsbereich — Art. 2 Abs. 2 Buchst. ¢ — Ausschluss der Dienstleistungen und Netze der
elektronischen Kommunikation — Art. 4 Nr. 1 — Begriff ,Dienstleistung’ — Einzelhandel mit Waren —
Kapitel III — Niederlassungsfreiheit der Dienstleistungserbringer — Anwendbarkeit auf rein
innerstaatliche Sachverhalte — Art. 15 — Zu priifende Anforderungen — Territoriale Beschrankung —
Bauleitplan, der die Tatigkeit des Einzelhandels mit Waren ohne grofSen Platzbedarf in Gebieten
auflerhalb des Stadtzentrums verbietet — Schutz der stiddtischen Umwelt —
Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste — Richtlinie 2002/20/EG —
Finanzielle Belastungen im Zusammenhang mit Rechten zur Installation von Einrichtungen fiir ein
offentliches elektronisches Kommunikationsnetz®

In den verbundenen Rechtssachen C-360/15 und C-31/16
betreffend Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUYV, eingereicht vom Hoge Raad der
Nederlanden (Oberster Gerichtshof der Niederlande) (C-360/15) und vom Raad van State (Staatsrat,
Niederlande) (C-31/16) mit Entscheidungen vom 5. Juni 2015 und vom 13. Januar 2016, beim
Gerichtshof eingegangen am 13. Juli 2015 und am 18. Januar 2016, in den Verfahren
College van Burgemeester en Wethouders van de gemeente Amersfoort
gegen
X BV (C-360/15)
und
Visser Vastgoed Beleggingen BV
gegen
Raad van de gemeente Appingedam (C-31/16)
erldsst

DER GERICHTSHOF (GrofSe Kammer)
unter Mitwirkung des Prasidenten K. Lenaerts, des Vizeprasidenten A. Tizzano, der
Kammerprisidentin R. Silva de Lapuerta, der Kammerprisidenten T. von Danwitz, J. L. da Cruz Vilaga
(Berichterstatter), C.G. Fernlund und C. Vajda, des Richters A. Arabadjiev, der Richterin C. Toader,

der Richter M. Safjan und D. Svéby, der Richterinnen M. Berger und A. Prechal sowie der Richter
E. Jarasitnas und S. Rodin,

* Verfahrenssprache: Niederlandisch.
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Generalanwalt: M. Szpunar,

Kanzler: M. Ferreira, Hauptverwaltungsritin,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom 14. Februar 2017,
unter Beriicksichtigung der Erkldrungen

— des College van Burgemeester en Wethouders van de gemeente Amersfoort, vertreten durch J. de
Groot und P. Fruytier, advocaten,

— der Visser Vastgoed Beleggingen BV, vertreten durch I. Haverkate, advocaat,
— der X BV, vertreten durch M. Robichon-Lindenkamp, advocaat,

— des Raad van de gemeente Appingedam, vertreten durch H. Wessels, H. Mulder, ]J. Seerden,
R. Louwes und H. Pot als Bevollmichtigte,

— der niederlandischen Regierung, vertreten durch M. H.S. Gijzen, K. Bulterman und J. Langer als
Bevollmaéchtigte,

— der tschechischen Regierung, vertreten durch T. Miiller, M. Smolek und J. VIacil als
Bevollmaéchtigte,

— der deutschen Regierung, vertreten durch T. Henze und K. Stranz als Bevollméchtigte,

— Irlands, vertreten durch E. Creedon, M. Browne, G. Hodge und A. Joyce als Bevollméchtigte im
Beistand von N. Butler, SC, und C. Keeling, BL,

— der italienischen Regierung, vertreten durch G. Palmieri als Bevollméchtigte im Beistand von
C. Colelli und P. Gentili, avvocati dello Stato,

— der polnischen Regierung, vertreten durch B. Majczyna als Bevollméachtigten,

— der Europdischen Kommission, vertreten durch H. Tserepa-Lacombe, L. Malferrari und F. Wilman
als Bevollmachtigte,

nach Anhorung der Schlussantrdge des Generalanwalts in der Sitzung vom 18. Mai 2017

folgendes

Urteil

Die Vorabentscheidungsersuchen betreffen die Auslegung der Richtlinie 2006/123/EG des
Europiischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 iiber Dienstleistungen im
Binnenmarkt (ABIL 2006, L 376, S. 36) sowie der Art. 34 bis 36 und 49 bis 55 AEUV.

Sie ergehen im Rahmen von zwei Rechtsstreitigkeiten; im ersten Rechtsstreit zwischen dem College
van Burgemeester en Wethouders van de gemeente Amersfoort (Kollegium von Biirgermeister und
Beigeordneten der Gemeinde Amersfoort, Niederlande) (im Folgenden: Magistrat) und der X BV geht
es um die Zahlung von Gebiihren (,leges”) im Zusammenhang mit der Verlegung von Glasfaserkabeln
fir ein offentliches elektronisches Kommunikationsnetz und im zweiten Rechtsstreit zwischen der
Visser Vastgoed Beleggingen BV (im Folgenden: Visser) und dem Raad van de gemeente Appingedam
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(Gemeinderat von Appingedam, Niederlande) um Vorschriften in einem Bauleitplan, nach denen
bestimmte auflerhalb des Stadtzentrums gelegene Gebiete ausschliefllich dem Einzelhandel fiir Waren
mit grofSem Platzbedarf vorbehalten sind.

Rechtlicher Rahmen

Unionsrecht

Richtlinie 2002/21/EG

Art. 1 (,Geltungsbereich und Zielsetzung“) Abs. 1 der Richtlinie 2002/21/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 7. Mairz 2002 {iber einen gemeinsamen Rechtsrahmen fiir
elektronische Kommunikationsnetze und -dienste (Rahmenrichtlinie) (ABL 2002, L 108, S. 33) in der
durch die Richtlinie 2009/140/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009
(ABL 2009, L 337, S. 37) gednderten Fassung (im Folgenden: Rahmenrichtlinie) lautet:

»Mit dieser Richtlinie wird ein harmonisierter Rahmen fiir die Regulierung elektronischer
Kommunikationsdienste, elektronischer Kommunikationsnetze, zugehoriger Einrichtungen und
zugehoriger Dienste sowie bestimmter Aspekte der Endeinrichtungen zur Erleichterung des Zugangs
behinderter Nutzer errichtet. Sie legt die Aufgaben der nationalen Regulierungsbehérden sowie eine
Reihe von Verfahren fest, die die [union]sweit harmonisierte Anwendung des Rechtsrahmens
gewihrleisten.”

Art. 2 (,Begriffsbestimmungen®) der Rahmenrichtlinie bestimmt:

»Fur die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmungen:

g) ,nationale Regulierungsbehorde’: eine oder mehrere Stellen, die von einem Mitgliedstaat mit einer
der in dieser Richtlinie und den Einzelrichtlinien festgelegten Regulierungsaufgaben beauftragt
werden;

In Art. 11 (,Wegerechte“) der Rahmenrichtlinie heift es:

»(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die zustindige Behorde

— bei der Priifung eines Antrags auf Erteilung von Rechten fiir die Installation von Einrichtungen auf,
tiber oder unter offentlichem oder privatem Grundbesitz an ein Unternehmen, das fiir die
Bereitstellung offentlicher Kommunikationsnetze zugelassen ist, oder

— Dbei der Priifung eines Antrags auf Erteilung von Rechten fiir die Installation von Einrichtungen auf,

tiber oder unter offentlichem Grundbesitz an ein Unternehmen, das fiir die Bereitstellung von
nicht-o6ffentlichen elektronischen Kommunikationsnetzen zugelassen ist,
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wie folgt verfihrt:

— Sie handelt auf der Grundlage einfacher, effizienter, transparenter und offentlich zuganglicher
Verfahren, die nicht diskriminierend und unverziiglich angewendet werden, und entscheidet in
jedem Fall — aufler in Enteignungsfillen - innerhalb von sechs Monaten nach der
Antragstellung[,] und

— sie befolgt die Grundsdtze der Transparenz und der Nichtdiskriminierung, wenn sie die
betreffenden Rechte an Bedingungen kniipft.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass bei offentlichen Behorden oder Gebietskorperschaften, die
an Betreibern offentlicher elektronischer Kommunikationsnetze und/oder offentlich zuginglicher
elektronischer Kommunikationsdienste beteiligt sind oder diese kontrollieren, eine wirksame
strukturelle Trennung zwischen der fiir die Erteilung der in Absatz 1 genannten Rechte zustéindigen
Stelle und den Titigkeiten im Zusammenhang mit dem Eigentum oder der Kontrolle besteht.

“«

Art. 12 (,Gemeinsame Unterbringung und gemeinsame Nutzung von Netzbestandteilen und
dazugehorigen  Einrichtungen durch Betreiber elektronischer =~ Kommunikationsnetze) der
Rahmenrichtlinie bestimmt in seinen Abs. 1 und 4:

»(1) Darf ein Unternehmen, das elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt, nach nationalem
Recht Einrichtungen auf, tiber oder unter offentlichen oder privaten Grundstiicken installieren oder
kann es ein Verfahren zur Enteignung oder Nutzung von Grundstiicken in Anspruch nehmen, so
kann die nationale Regulierungsbehorde unter strenger Beachtung des Grundsatzes der
Verhiltnisméfligkeit die gemeinsame Nutzung dieser Einrichtungen oder Grundstiicke vorschreiben,
wozu unter anderem Gebdude, Gebdudezuginge, Verkabelungen in Gebduden, Masten, Antennen,
Tirme und andere Tragerstrukturen, Leitungsrohre, Leerrohre, Einstiegsschiachte und Verteilerkisten
gehoren.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustindigen nationalen Behorden von den
Unternehmen verlangen koénnen, dass sie die erforderlichen Informationen liefern, damit diese
Behorden in Zusammenarbeit mit den nationalen Regulierungsbehoérden ein detailliertes Verzeichnis
der Art, Verfigbarkeit und geografischen Lage der in Absatz 1 genannten Einrichtungen erstellen und
interessierten Kreisen zur Verfiigung stellen konnen.”

Richtlinie 2002/20/EG

Der erste Erwdgungsgrund der Richtlinie 2002/20/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
7. Midrz 2002 iber die Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste

(Genehmigungsrichtlinie) (ABL. 2002, L 108, S. 21) in der durch die Richtlinie 2009/140 gednderten
Fassung (im Folgenden: Genehmigungsrichtlinie) lautet:

,Die oOffentliche Anhorung zu dem Bericht von 1999 iiber den Rechtsrahmen fiir

Kommunikationsdienste, deren Ergebnisse sich in der Mitteilung der Kommission vom 26. April 2000
widerspiegeln, sowie die Feststellungen der Kommission in ihren Mitteilungen iiber den Fiinften und
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Sechsten Bericht iiber die Umsetzung des Reformpakets fiir den Telekommunikationssektor haben
bestitigt, dass eine stirker harmonisierte und weniger schwerféllige Regelung des Marktzugangs fiir
elektronische Kommunikationsnetze und -dienste in der ganzen [Union] notwendig ist.”

Art. 1 (,,Ziel und Geltungsbereich®) der Genehmigungsrichtlinie sieht vor:

»(1) Ziel dieser Richtlinie ist es, durch die Harmonisierung und Vereinfachung der
Genehmigungsvorschriften ~ und  -bedingungen  einen  Binnenmarkt  fiir  elektronische
Kommunikationsnetze und -dienste zu errichten, damit deren Bereitstellung in der ganzen [Union]
erleichtert wird.

(2) Diese Richtlinie gilt fiir Genehmigungen, die fiir die Bereitstellung elektronischer
Kommunikationsnetze und -dienste erteilt werden.”

Art. 2 (,Begriffsbestimmungen®) Abs. 1 der Genehmigungsrichtlinie bestimmt:
yFur die Zwecke dieser Richtlinie gelten die Begriffsbestimmungen in Artikel 2 der [Rahmenrichtlinie].”

Art. 4 (,Mindestrechte aufgrund einer Allgemeingenehmigung“) der Genehmigungsrichtlinie besagt in
Abs. 1:

»Unternehmen, denen gemafd Artikel 3 eine Genehmigung erteilt wurde, haben das Recht,
a) elektronische Kommunikationsnetze und -dienste bereitzustellen;

b) zu veranlassen, dass ihr Antrag auf Erteilung der notwendigen Rechte zur Installation der
Einrichtungen geméf3 Artikel 11 der [Rahmenrichtlinie] gepriift wird.

Nach Art. 12 (,Verwaltungsabgaben®) der Genehmigungsrichtlinie gilt:

»(1) Verwaltungsabgaben, die von Unternehmen verlangt werden, die aufgrund einer
Allgemeingenehmigung einen Dienst oder ein Netz bereitstellen oder denen ein Nutzungsrecht
gewidhrt wurde,

a) dienen insgesamt lediglich zur Deckung der administrativen Kosten fiir die Verwaltung, Kontrolle
und Durchsetzung von Allgemeingenehmigungen und Nutzungsrechten sowie der in Artikel 6
Absatz 2 genannten besonderen Verpflichtungen, die die Kosten fiir internationale
Zusammenarbeit, Harmonisierung und Normung, Marktanalyse, Uberwachung der Einhaltung und
andere Marktkontrollmechanismen sowie fiir Regulierungstitigkeiten zur Ausarbeitung und
Durchsetzung des abgeleiteten Rechts und von Verwaltungsbeschliissen, beispielsweise von
Beschliissen iiber den Zugang und die Zusammenschaltung, einschliefSen konnen, und

b) werden den einzelnen Unternehmen in einer objektiven, verhdltnismifligen und transparenten
Weise auferlegt, bei der die zusitzlichen Verwaltungskosten und zugehorigen Aufwendungen auf
ein Mindestmaf$ reduziert werden.

(2) Erheben die nationalen Regulierungsbehorden Verwaltungsabgaben, so veroffentlichen sie einen
jahrlichen Uberblick iiber ihre Verwaltungskosten und die insgesamt eingenommenen Abgaben.
Entsprechend der Differenz der Gesamtsumme der Abgaben und der Verwaltungskosten werden
entsprechende Berichtigungen vorgenommen.”
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Art. 13 (,Entgelte fiir Nutzungsrechte und fiir Rechte fiir die Installation von Einrichtungen®) der
Genehmigungsrichtlinie lautet:

»Die Mitgliedstaaten konnen der zustindigen Behorde gestatten, bei Nutzungsrechten fiir
Funkfrequenzen oder Nummern oder bei Rechten fiir die Installation von Einrichtungen auf, {iber
oder unter offentlichem oder privatem Grundbesitz Entgelte zu erheben, die eine optimale Nutzung
dieser Ressourcen sicherstellen sollen. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Entgelte objektiv
gerechtfertigt, transparent, nichtdiskriminierend und ihrem Zweck angemessen sind, und tragen den in
Artikel 8 der [Rahmenrichtlinie] genannten Zielen Rechnung.”

Richtlinie 2006/123
In den Erwidgungsgriinden 2, 5, 7, 9, 19, 20, 33, 40 und 76 der Richtlinie 2006/123 heifit es:

»(2) Ein wettbewerbsfihiger Dienstleistungsmarkt ist fiir die Forderung des Wirtschaftswachstums
und die Schaffung von Arbeitspldtzen in der Europédischen Union wesentlich. ... Ein freier Markt,
der die Mitgliedstaaten zwingt, Beschrankungen im grenziiberschreitenden Dienstleistungsverkehr
abzubauen, bei gleichzeitiger grofSerer Transparenz und besserer Information der Verbraucher,
wiirde fiir die Verbraucher grofSere Auswahl und bessere Dienstleistungen zu niedrigeren Preisen
bedeuten.

(5) Es ist deshalb erforderlich, die Beschriankungen der Niederlassungsfreiheit von
Dienstleistungserbringern in den Mitgliedstaaten und des freien Dienstleistungsverkehrs zwischen
Mitgliedstaaten zu beseitigen und den Dienstleistungsempfingern und -erbringern die
Rechtssicherheit zu garantieren, die sie fiir die wirksame Wahrnehmung dieser beiden
Grundfreiheiten des Vertrags bendtigen. Da die Beschrinkungen im Binnenmarkt fiir
Dienstleistungen sowohl die Dienstleistungserbringer beeintrdchtigen, die sich in einem anderen
Mitgliedstaat niederlassen mochten, als auch diejenigen, die in einem anderen Mitgliedstaat
Dienstleistungen erbringen, ohne dort niedergelassen zu sein, ist es erforderlich, den
Dienstleistungserbringern zu ermoglichen, ihre Dienstleistungstitigkeiten im Binnenmarkt
dadurch zu entwickeln, dass sie sich entweder in einem anderen Mitgliedstaat niederlassen oder
den freien Dienstleistungsverkehr nutzen. Die Dienstleistungserbringer sollten zwischen diesen
beiden Freiheiten wéhlen und sich fiir diejenige entscheiden konnen, die ihrer Geschiftsstrategie
fiir die einzelnen Mitgliedstaaten am besten gerecht wird.

(7) Mit dieser Richtlinie wird ein allgemeiner Rechtsrahmen geschaffen, der einem breiten Spektrum
von Dienstleistungen zugutekommt und gleichzeitig die Besonderheiten einzelner Tatigkeiten und
Berufe und ihre Reglementierung beriicksichtigt. Grundlage dieses Rechtsrahmens ist ein
dynamischer und selektiver Ansatz, der vorrangig die leicht zu beseitigenden Beschrankungen
beseitigt; hinsichtlich der tbrigen wird ein Prozess der Evaluierung, Konsultation und
erginzenden Harmonisierung bei besonderen Fragen eingeleitet, um so schrittweise und
koordiniert eine Modernisierung der nationalen Regelungen fiir Dienstleistungstitigkeiten zu
erreichen, wie sie fiir die Schaffung eines wirklichen Binnenmarktes fiir Dienstleistungen bis zum
Jahr 2010 unerlésslich ist. Es ist angezeigt, bei den MafSnahmen eine ausgewogene Kombination
aus gezielter Harmonisierung, Verwaltungszusammenarbeit, den Bestimmungen {iber die
Dienstleistungsfreiheit und der Forderung der Erarbeitung von Verhaltenskodizes fiir bestimmte
Bereiche vorzusehen. Diese Koordinierung der nationalen Rechtsvorschriften sollte ein hohes
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Maf$ an rechtlicher Integration auf Gemeinschaftsebene und ein hohes Niveau des Schutzes von
Gemeinwohlinteressen, insbesondere den Schutz der Verbraucher, sicherstellen, wie es fiir die
Schaffung von Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten unerlésslich ist. ...

(9) Diese Richtlinie findet nur auf die Anforderungen fiir die Aufnahme oder Ausiibung einer
Dienstleistungstitigkeit Anwendung. Sie findet somit keine Anwendung auf Anforderungen wie
Straflenverkehrsvorschriften, Vorschriften beziiglich der Stadtentwicklung oder Bodennutzung,
der Stadtplanung und der Raumordnung, Baunormen sowie verwaltungsrechtliche Sanktionen, die
wegen der Nichteinhaltung solcher Vorschriften verhingt werden, die nicht die
Dienstleistungstitigkeit als solche regeln oder betreffen, sondern von Dienstleistungserbringern
im Zuge der Ausiibung ihrer Wirtschaftstitigkeit genauso beachtet werden miissen wie von
Privatpersonen.

(19) Angesichts der im Jahr 2002 erfolgten Verabschiedung einer Reihe von Rechtsakten tiber die
Netze und Dienste der elektronischen Kommunikation sowie iber die damit
zusammenhdngenden Ressourcen und Dienste, die insbesondere durch die Abschaffung der
Mehrzahl der Einzelgenehmigungsverfahren einen Rechtsrahmen fiir die Erleichterung des
Zugangs zu diesen Tatigkeiten im Binnenmarkt geschaffen hat, miissen die durch diese
Rechtsakte geregelten Fragen vom Anwendungsbereich der vorliegenden Richtlinie
ausgenommen werden.

(20) Die Ausnahmen vom Anwendungsbereich der vorliegenden Richtlinie hinsichtlich
Angelegenheiten der elektronischen Kommunikationsdienste im Sinne der [Rahmen- und der
Genehmigungsrichtlinie] sollten nicht nur fiir Fragen gelten, die spezifisch in den genannten
Richtlinien geregelt sind, sondern auch fiir Bereiche, bei denen die Richtlinien den
Mitgliedstaaten ausdriicklich die Moglichkeit belassen, bestimmte MafSnahmen auf nationaler
Ebene zu erlassen.

(33) Die von dieser Richtlinie erfassten Dienstleistungen umfassen einen weiten Bereich von
Tatigkeiten, die einem stindigen Wandel unterworfen sind, wie etwa ... Dienstleistungen, die
sowohl fiir Unternehmen als auch fiir Verbraucher angeboten werden, wie etwa ... Handel ...

(40) Der Begrift der zwingenden Griinde des Allgemeininteresses, auf den sich einige Bestimmungen
dieser Richtlinie beziehen, ... umfasst ... zumindest folgende Griinde: ... Schutz der Umwelt und
der stadtischen Umwelt einschliefSlich der Stadt- und Raumplanung ...

(76) Diese Richtlinie betrifft nicht die Anwendung der Artikel [34 bis 36 AEUV] iiber den freien
Warenverkehr. Bei den nach den Bestimmungen {iber die Dienstleistungsfreiheit unzuldssigen
Beschriankungen handelt es sich um Anforderungen fiir die Aufnahme und Ausiibung von
Dienstleistungstdtigkeiten und nicht um Anforderungen, die sich auf Waren als solche
beziehen.”
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Art. 1 (,Gegenstand®) Abs. 1 der Richtlinie 2006/123 lautet:

»Diese Richtlinie enthalt allgemeine Bestimmungen, die bei gleichzeitiger Gewéhrleistung einer hohen
Qualitit der  Dienstleistungen  die =~ Wahrnehmung der  Niederlassungsfreiheit  durch
Dienstleistungserbringer sowie den freien Dienstleistungsverkehr erleichtern sollen.”

In Art. 2 (,Anwendungsbereich”) der Richtlinie 2006/123 heif3t es:

»(1) Diese Richtlinie gilt fiir Dienstleistungen, die von einem in einem Mitgliedstaat niedergelassenen
Dienstleistungserbringer angeboten werden.

(2) Diese Richtlinie findet auf folgende Tétigkeiten keine Anwendung:

¢) Dienstleistungen und Netze der elektronischen Kommunikation sowie zugehorige Einrichtungen
und Dienste in den Bereichen, die in [der Rahmen- und der Genehmigungsrichtlinie] geregelt sind;

j) soziale Dienstleistungen im Zusammenhang mit Sozialwohnungen, der Kinderbetreuung und der
Unterstiitzung von Familien und dauerhaft oder voriibergehend hilfsbediirftigen Personen, die vom
Staat, durch von ihm beauftragte Dienstleistungserbringer oder durch von ihm als gemeinniitzig
anerkannte Einrichtungen erbracht werden;

(3) Die Richtlinie gilt nicht fiir den Bereich der Steuern.”

Art. 3 (,Verhiltnis zu geltendem [Union]srecht”) der Richtlinie 2006/123 besagt in Abs. 3:

,Die Mitgliedstaaten setzen die Bestimmungen dieser Richtlinie in Ubereinstimmung mit den
Bestimmungen des [AEU-]Vertrags tiiber die Niederlassungsfreiheit und den freien
Dienstleistungsverkehr um.”

Art. 4 (,Begriffsbestimmungen®) der Richtlinie 2006/123 sieht vor:

LFur die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

1. ,Dienstleistung’ jede von Artikel [57 AEUV] erfasste selbststindige Tétigkeit, die in der Regel gegen
Entgelt erbracht wird;

2. ,Dienstleistungserbringer® jede natiirliche Person, die die Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaats
besitzt, und jede in einem Mitgliedstaat niedergelassene juristische Person im Sinne des
Artikels [54 AEUV], die eine Dienstleistung anbietet oder erbringt;

5. ,Niederlassung’ die tatsdchliche Ausiibung einer von Artikel [49 AEUV] erfassten wirtschaftlichen
Tatigkeit durch den Dienstleistungserbringer auf unbestimmte Zeit und mittels einer festen
Infrastruktur, von der aus die Geschiftstitigkeit der Dienstleistungserbringung tatsichlich ausgetibt
wird;
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6. ,Genehmigungsregelung’ jedes Verfahren, das einen Dienstleistungserbringer oder -empfinger
verpflichtet, bei einer zustindigen Behorde eine formliche oder stillschweigende Entscheidung iiber
die Aufnahme oder Ausiibung einer Dienstleistungstétigkeit zu erwirken;

7. ,Anforderungen’ alle Auflagen, Verbote, Bedingungen oder Beschridnkungen, die in den Rechts-
oder Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten festgelegt sind oder sich aus der
Rechtsprechung, der Verwaltungspraxis, den Regeln von Berufsverbinden oder den kollektiven
Regeln, die von Berufsvereinigungen oder sonstigen Berufsorganisationen in Ausiibung ihrer
Rechtsautonomie erlassen wurden, ergeben; Regeln, die in von den Sozialpartnern ausgehandelten
Tarifvertrdgen festgelegt wurden, sind als solche keine Anforderungen im Sinne dieser Richtlinie;

8. ,zwingende Griinde des Allgemeininteresses’ Griinde, die der Gerichtshof in stindiger

Rechtsprechung als solche anerkannt hat, einschliefSlich folgender Griinde: ... Schutz der Umwelt
und der stadtischen Umwelt ...;

Kapitel III (,Niederlassungsfreiheit der Dienstleistungserbringer”) der Richtlinie 2006/123 umfasst die
Art. 9 bis 15 dieser Richtlinie.

Art. 9 (,Genehmigungsregelungen®) der Richtlinie 2006/123 sieht in Abs. 1 vor:

»Die Mitgliedstaaten diirfen die Aufnahme und die Ausiibung einer Dienstleistungstitigkeit nur dann
Genehmigungsregelungen unterwerfen, wenn folgende Voraussetzungen erfiillt sind:

a) [Dlie Genehmigungsregelungen sind fiir den betreffenden Dienstleistungserbringer nicht
diskriminierend;

b) die Genehmigungsregelungen sind durch zwingende Griinde des Allgemeininteresses gerechtfertigt;

c) das angestrebte Ziel kann nicht durch ein milderes Mittel erreicht werden, insbesondere weil eine
nachtrégliche Kontrolle zu spét erfolgen wiirde, um wirksam zu sein.”

Art. 10 (,Voraussetzungen fiir die Erteilung der Genehmigung®) der Richtlinie 2006/123 besagt in
Abs. 1:

»Die Genehmigungsregelungen miissen auf Kriterien beruhen, die eine willkiirliche Ausiibung des
Ermessens der zustidndigen Behorden verhindern.”

Art. 13 (,Genehmigungsverfahren®) Abs. 2 der Richtlinie 2006/123 bestimmt:

»Die Genehmigungsverfahren und -formalitdten diirfen weder abschreckend sein noch die Erbringung
der Dienstleistung in unangemessener Weise erschweren oder verzégern. Sie miissen leicht zugénglich
sein, und eventuelle dem Antragsteller mit dem Antrag entstehende Kosten miissen vertretbar und zu
den Kosten der Genehmigungsverfahren verhdltnisméflig sein und diirfen die Kosten der Verfahren
nicht tibersteigen.”

In Art. 14 (,Unzuléssige Anforderungen®) der Richtlinie 2006/123 heifit es:

»Die Mitgliedstaaten diirfen die Aufnahme oder Ausiibung einer Dienstleistungstitigkeit in ihrem
Hoheitsgebiet nicht von einer der folgenden Anforderungen abhéngig machen:
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5. einer wirtschaftlichen Uberpriifung im Einzelfall, bei der die Erteilung der Genehmigung vom
Nachweis eines wirtschaftlichen Bedarfs oder einer Marktnachfrage abhidngig gemacht wird, oder
der Beurteilung der tatsichlichen oder moglichen wirtschaftlichen Auswirkungen der Tatigkeit
oder der Bewertung ihrer Eignung fiir die Verwirklichung wirtschaftlicher, von der zustindigen
Behorde festgelegter Programmeziele; dieses Verbot betrifft nicht Planungserfordernisse, die keine
wirtschaftlichen Ziele verfolgen, sondern zwingenden Griinden des Allgemeininteresses dienen®.

Nach Art. 15 (,Zu priiffende Anforderungen®) der Richtlinie 2006/123 gilt:

»(1) Die Mitgliedstaaten priifen, ob ihre Rechtsordnungen die in Absatz 2 aufgefithrten Anforderungen
vorsehen, und stellen sicher, dass diese Anforderungen die Bedingungen des Absatzes 3 erfiillen. Die
Mitgliedstaaten dndern ihre Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um sie diesen Bedingungen
anzupassen.

(2) Die Mitgliedstaaten priifen, ob ihre Rechtsordnung die Aufnahme oder Ausiibung einer
Dienstleistungstitigkeit von folgenden nicht diskriminierenden Anforderungen abhingig macht:

a) mengenmaifligen oder territorialen Beschrinkungen, insbesondere in Form von Beschrinkungen
aufgrund  der  Bevolkerungszahl  oder  bestimmter = Mindestentfernungen  zwischen
Dienstleistungserbringern;

(3) Die Mitgliedstaaten priifen, ob die in Absatz 2 genannten Anforderungen folgende Bedingungen
erfiillen:

a) Nicht-Diskriminierung: [D]ie Anforderungen diirfen weder eine direkte noch eine indirekte
Diskriminierung aufgrund der Staatsangehorigkeit oder — bei Gesellschaften — aufgrund des Orts
des satzungsmaéfligen Sitzes darstellen;

b) Erforderlichkeit: [D]ie Anforderungen miissen durch einen zwingenden Grund des
Allgemeininteresses gerechtfertigt sein;

¢) Verhiltnisméfligkeit: [D]ie Anforderungen miissen zur Verwirklichung des mit ihnen verfolgten
Ziels geeignet sein; sie diirfen nicht iiber das hinausgehen, was zur Erreichung dieses Ziels
erforderlich ist; diese Anforderungen konnen nicht durch andere weniger einschneidende
MafSnahmen ersetzt werden, die zum selben Ergebnis fithren.

Kapitel IV (,Freier Dienstleistungsverkehr®) der Richtlinie 2006/123 umfasst die Art. 16 bis 21 dieser
Richtlinie.

Art. 16 (,Dienstleistungsfreiheit“) Abs. 1 Unterabs. 1 der Richtlinie 2006/123 sieht vor:

»Die Mitgliedstaaten achten das Recht der Dienstleistungserbringer, Dienstleistungen in einem anderen
Mitgliedstaat als demjenigen ihrer Niederlassung zu erbringen.”

Art. 18 (,Ausnahmen im Einzelfall“) der Richtlinie 2006/123 besagt in Abs. 1:
»Abweichend von Artikel 16 und nur in Ausnahmefillen konnen die Mitgliedstaaten MafSnahmen

gegeniiber einem in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringer ergreifen,
die sich auf die Sicherheit der Dienstleistungen beziehen.”
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Niederldndisches Recht

Rechtssache C-360/15

Nach Art. 5.2 Abs. 1 der Telecommunicatiewet (Telekommunikationsgesetz) vom 19. Oktober 1998
(Stb. 1998, Nr. 610) haben ,Inhaber von Rechten an offentlichen Grundstiicken oder Verwalter
solcher Grundstiicke ... zu dulden, dass zum Aufbau eines offentlichen elektronischen
Kommunikationsnetzes Kabel in und auf diesen Grundstiicken verlegt, gewartet oder entfernt
werden®.

Art. 5.4 dieses Gesetzes bestimmt:
»1. Anbieter eines Offentlichen elektronischen Kommunikationsnetzes, die beabsichtigen, im
Zusammenhang mit der Verlegung, Wartung oder Entfernung von Kabeln Arbeiten in oder auf

offentlichen Grundstiicken auszufithren, nehmen diese Arbeiten nur vor, wenn sie

a. diese Absicht schriftlich bei Biirgermeister und Beigeordneten der Gemeinde angezeigt haben, auf
deren Gebiet die auszufithrenden Arbeiten stattfinden sollen, und

b. die Genehmigung von Biirgermeister und Beigeordneten in Bezug auf Ort, Zeitpunkt und Art der
Ausfithrung der Arbeiten erhalten haben.

2. Biirgermeister und Beigeordnete konnen den Genehmigungsbescheid aus Griinden der 6ffentlichen
Ordnung, Sicherheit, der Vermeidung oder Verringerung von Storungen, der Erreichbarkeit von
Grundstiicken oder Gebduden oder der Tiefbauordnung mit Auflagen versehen.

3. Die Auflagen konnen sich nur beziehen auf

a. den Ort der Arbeiten,

b. den Zeitpunkt der Arbeiten, wobei der gestattete Anfangszeitpunkt vorbehaltlich schwerwiegender
Griinde des offentlichen Interesses im Sinne von Abs. 2 nicht spéter als zwolf Monate nach dem
Tag des Erlasses des Genehmigungsbescheids liegen darf,

c. die Art der Ausfithrung der Arbeiten,

d. die Forderung der gemeinsamen Nutzung von Einrichtungen,

e. die Abstimmung der beabsichtigten Arbeiten mit Betreibern weiterer auf dem Grundstiick
vorhandener Bauwerke.”

Nach Art. 229 Abs. 1 Buchst. b der Gemeentewet (Gemeindeordnung) konnen fiir Leistungen, die von
der Gemeindeverwaltung oder in ihrem Namen erbracht werden, Gebiihren erhoben werden.

Nach Art. 1 der Verordening leges 2010 (Gebiihrenverordnung von 2010) der Gemeinde Amersfoort
»[werden] [u]nter der Bezeichnung ,Gebiihren’ ... fiir die Inanspruchnahme von Leistungen, die von
oder im Auftrag der Gemeindeverwaltung erbracht werden, die in dieser Verordnung und der
zugehorigen Gebiihrentabelle aufgefithrten Abgaben erhoben®.

Art. 19.1 der Gebiihrenverordnung bestimmt den Tarif fiir die Bearbeitung der Genehmigungsantrage
im Sinne von Art. 5.4 des Telekommunikationsgesetzes.
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Rechtssache C-31/16

Nach Art. 3.1 Abs. 1 der Wet ruimtelijke ordening (Raumordnungsgesetz) vom 20. Oktober 2006 (Stb.
2006, Nr. 566) stellt der Gemeinderat fiir das gesamte Gemeindegebiet einen oder mehrere
Bauleitpldne auf, in denen zum Zweck einer geordneten Raumplanung die Bestimmung der vom Plan
erfassten Flachen dargestellt wird und Regeln fiir diese Bestimmung festgelegt werden.

Gemals Art. 18 Abs. 18.1 des vom Gemeinderat von Appingedam mit Beschluss vom 19. Juni 2013
aufgestellten Bauleitplans sind die fiir ,Einzelhandel —2“ ausgewiesenen Flichen nur fiir den
Einzelhandel fiir Waren mit groflem Platzbedarf bestimmt.

Nach Art. 1 Abs. 1.128 Nr. 2 dieses Bauleitplans bezeichnet der Ausdruck ,Einzelhandel fiir Waren mit
groflem Platzbedarf” ,den Einzelhandel, der sich aufgrund des grofien Platzbedarfs der verkauften
Waren ... nicht mehr ohne Weiteres in die bereits bestehenden Einkaufszentren einfiigen lasst,
darunter ... der Einzelhandel mit Automobilen, Booten, Wohnwagen, Zelten, Kiichen, Badezimmern,
Mobeln, Baumaterial, landwirtschaftlichen Maschinen, Gartenartikeln, Reitsportartikeln, Fahrrddern
und Autoteilen®.

Art. 18 Abs. 18.1 des Bauleitplans sieht keine Moglichkeit vor, Ausnahmen von den in diesem Plan
festgelegten Regeln zuzulassen. Jedoch kann nach Art. 2.12 Abs. 1 der Wet algemene bepalingen
omgevingsrecht (Gesetz mit allgemeinen Bestimmungen zum Umgebungsrecht) vom 6. November
2008 (Stb. 2008, Nr. 496) jeder Betroffene eine ,Umgebungsgenehmigung“ beantragen, die eine
Abweichung vom Bauleitplan zuldsst.

Ausgangsrechtsstreitigkeiten und Vorlagefragen

Rechtssache C-360/15

Gemdfl der Vorlageentscheidung wurde X durch einen im Dezember 2009 mit der Gemeinde
Amersfoort geschlossenen Vertrag mit dem Aufbau eines Glasfasernetzes in dieser Gemeinde
beauftragt.

Zu diesem Zweck beantragte X beim Magistrat fiir jedes Teilstiick des Netzes gemafd Art. 5.4 Abs. 1
Buchst. b des Telekommunikationsgesetzes eine Genehmigung in Bezug auf Ort, Zeitpunkt und Art
der Ausfithrung der fiir die Verlegung der Glasfaserkabel erforderlichen Aushubarbeiten.

Fir die Bearbeitung dieser Genehmigungsantriage verlangte die Gemeinde Amersfoort von X auf der
Grundlage der Gebiihrenverordnung von 2010 Gebiihren in Hohe von insgesamt 149 949 Euro.

X erhob bei der Rechtbank te Utrecht (Gericht Utrecht, Niederlande) eine Klage, mit der sie die Hohe
dieser Gebiihren beanstandete.

Nachdem ihre Klage abgewiesen worden war, legte X beim Gerechtshof Arnhem-Leeuwarden
(Berufungsgericht Arnhem-Leeuwarden, Niederlande) Berufung ein. In seinem Urteil vom 2. Juli 2013
filhrte dieses Gericht zundchst aus, dass der Rechtsstreit unter Art. 12 der Genehmigungsrichtlinie
falle, da zum einen die von X verlangten Gebithren mit elektronischen Kommunikationsdiensten
zusammenhingen und zum anderen die Gemeinde Amersfoort eine nationale Regulierungsbehorde
(im Folgenden: NRB) im Sinne der Rahmen- und der Genehmigungsrichtlinie sei. Es gelangte sodann
zu dem Ergebnis, dass die Hohe dieser Gebithren den in Art. 12 der Genehmigungsrichtlinie
vorgesehenen Hochstbetrag iiberschreite, so dass der an X gerichtete Gebiihrenbescheid rechtswidrig
sei.

12 ECLILEU:C:2018:44



41

42

43

44

45

46

URTEIL VoM 30. 1. 2018 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN C-360/15 unp C-31/16
X UND VISSER

Gegen dieses Urteil legte der Magistrat beim Hoge Raad der Nederlanden (Oberster Gerichtshof der
Niederlande) Kassationsbeschwerde ein. X legte ihrerseits eine Anschlusskassationsbeschwerde ein.

Mit der Kassationsbeschwerde wird geriigt, der Gerechtshof Arnhem-Leeuwarden (Berufungsgericht
Arnhem-Leeuwarden) habe zu Unrecht festgestellt, dass der Rechtsstreit unter Art. 12 der
Genehmigungsrichtlinie falle, obwohl die Gemeinde Amersfoort niemals zur NRB im Sinne der
Rahmen- und der Genehmigungsrichtlinie bestimmt worden sei.

Das vorlegende Gericht halt diese Riige fiir begriindet, da in den Niederlanden nur der nationale
Gesetzgeber, die Kroon (Krone, Niederlande), der Minister van Economische Zaken
(Wirtschaftsminister, Niederlande) und die Onafhankelijke Post en Telecommunicatie Autoriteit
(Unabhéngige Post- und Telekommunikationsbehorde, Niederlande), die am 1. April 2013 zur
Autoriteit Consument en Markt (Behorde fiir Verbraucher- und Marktangelegenheiten, Niederlande)
geworden sei, NRB seien. Daher konne Art. 2 Abs. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie 2006/123 nicht in
Verbindung mit Art. 12 der Genehmigungsrichtlinie geltend gemacht werden.

Mit der Anschlusskassationsbeschwerde wird beanstandet, der Gerechtshof Arnhem-Leeuwarden
(Berufungsgericht Arnhem-Leeuwarden) habe Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2006/123 unberiicksichtigt
gelassen.

Insoweit hat das vorlegende Gericht allerdings Zweifel, ob die Erhebung der im Ausgangsverfahren
streitigen Gebiihren wirklich in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/123 fillt, da erstens diese
Richtlinie nach ihrem Art. 2 Abs. 3 nicht fiir den Bereich der Steuern gelte, zweitens der Sachverhalt
des Ausgangsverfahrens ein rein innerstaatlicher, nur das Konigreich der Niederlande betreffender
Sachverhalt ohne jeglichen Auslandsbezug sei und drittens die Genehmigung der Aushubarbeiten
offenbar den Vorschriften beziiglich der Stadtentwicklung und Bodennutzung unterliege, also einer
Art von Vorschriften, deren Anforderungen nach dem neunten Erwigungsgrund dieser Richtlinie
nicht in deren Anwendungsbereich fielen.

Unter diesen Umstdnden hat der Hoge Raad der Nederlanden (Oberster Gerichtshof der Niederlande)
beschlossen, das Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung
vorzulegen:

1. Ist Art. 2 Abs. 3 der Richtlinie 2006/123 dahin auszulegen, dass diese Vorschrift auf die Erhebung
von Gebiihren (,leges”) durch ein mitgliedstaatliches Organ fiir die Bearbeitung eines Antrags auf
Genehmigung in Bezug auf Zeitpunkt, Ort und Art der Ausfiilhrung von Aushubarbeiten im
Zusammenhang mit der Verlegung von Kabeln fiir ein oOffentliches elektronisches
Kommunikationsnetz Anwendung findet?

2. Ist Kapitel III der Richtlinie 2006/123 dahin auszulegen, dass es auch bei rein innerstaatlichen
Sachverhalten Anwendung findet?

3. Ist die Richtlinie 2006/123 vor dem Hintergrund ihres neunten Erwdgungsgrundes dahin
auszulegen, dass sie nicht fiir eine nationale Regelung gilt, die verlangt, dass die beabsichtigte
Vornahme von Aushubarbeiten im Zusammenhang mit der Verlegung, Wartung und Entfernung
von Kabeln fiir ein offentliches elektronisches Telekommunikationsnetz bei Biirgermeister und
Beigeordneten angezeigt wird, wobei diese nicht befugt sind, die angezeigten Tétigkeiten zu
verbieten, wohl aber, Auflagen in Bezug auf Ort, Zeitpunkt und Art der Ausfithrung der
Tatigkeiten sowie in Bezug auf Forderung der gemeinsamen Nutzung von Einrichtungen und auf
Abstimmung der Tatigkeiten mit Betreibern weiterer auf dem Grundstiick vorhandener Bauwerke
zu erlassen?
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4. Ist Art. 4 Nr. 6 der Richtlinie 2006/123 dahin auszulegen, dass diese Vorschrift auf einen
Genehmigungsbescheid Anwendung findet, der Ort, Zeitpunkt und Art der Ausfithrung von
Aushubarbeiten im Zusammenhang mit der Verlegung von Kabeln fiir ein o6ffentliches
elektronisches Kommunikationsnetz betrifft, ohne dass das betreffende mitgliedstaatliche Organ
befugt ist, diese Arbeiten als solche zu untersagen?

a) Sofern Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2006/123 angesichts der Antworten auf die vorstehenden
Fragen im vorliegenden Fall Anwendung findet: Hat diese Vorschrift dann unmittelbare
Wirkung?

b) Sofern Frage 5a bejaht wird: Diirfen die in Rechnung zu stellenden Kosten aufgrund von Art. 13
Abs. 2 der Richtlinie 2006/123 in diesem Fall auf der Grundlage der geschitzten Kosten fiir alle
Antragsverfahren, auf der Grundlage der Kosten aller Antrdge, die mit dem vorliegenden
Antrag vergleichbar sind, oder auf der Grundlage der Kosten der einzelnen Antrdge berechnet
werden?

c) Sofern Frage 5a bejaht wird: Nach welchen Kriterien sind indirekte und Fixkosten gemaf3
Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2006/123 konkreten Genehmigungsantrdgen zuzurechnen?

Rechtssache C-31/16

Gemals der Vorlageentscheidung besteht im Gebiet der Gemeinde Appingedam — auflerhalb des
traditionellen Ladenviertels im Stadtzentrum - ein ,Woonplein® genanntes Gewerbegebiet mit
Geschiften fiir Waren mit groflem Platzbedarf. In diesem Gewerbegebiet befinden sich u. a. Geschifte
fiir Mobel, Kiichen, Wohnungseinrichtung, Heimwerkerbedarf, Baumaterial, Gartenartikel, Fahrrader,
Reitsportartikel, Autos und Autoteile.

Nach Art. 18 des Bauleitplans der Gemeinde Appingedam ist das Woonplein ausschliefllich fiir den
Einzelhandel fiir Waren mit groflem Platzbedarf bestimmt.

Visser, die Gewerbeflichen im Woonplein besitzt, mochte eine dieser Flichen an die Bristol BV
vermieten, die eine Discounterkette fiir Schuhe und Bekleidung betreibt.

Visser erhob beim Raad van State (Staatsrat, Niederlande) Klage gegen den Beschluss des
Gemeinderats von Appingedam, mit dem der Bauleitplan aufgestellt wurde, soweit dieser im
Woonplein keine Eroffnung von Einzelhandelsgeschiften fiir Schuhe und Bekleidung zuldsst. Zur
Stiitzung ihrer Klage macht sie insbesondere geltend, dass dieser Bauleitplan gegen die Art. 9 und 10
der Richtlinie 2006/123 verstof3e.

Der Gemeinderat von Appingedam entgegnet, es sei durch stddtebauliche Erwédgungen gerechtfertigt,
dass sich ein Einzelhandelsgeschiaft fir Schuhe und Bekleidung nur im Stadtzentrum niederlassen
dirfe. Zweck dieser Regelung sei, die Lebensqualitidt im Stadtzentrum zu erhalten, einen gedeihlichen
Betrieb des dort befindlichen Einkaufszentrums zu gewihrleisten und strukturellen Leerstand der
Geschiftslokale im Stadtzentrum so weit wie moglich zu vermeiden.

Unter diesen Umstinden hat der Raad van State (Staatsrat) beschlossen, das Verfahren auszusetzen
und dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen:

1. Ist der Begriff ,Dienstleistung” in Art. 4 Nr. 1 der Richtlinie 2006/123 dahin auszulegen, dass
Einzelhandel, der im Verkauf von Waren wie Schuhen und Bekleidung an Verbraucher besteht,
eine Dienstleistung ist, auf die die Bestimmungen der Richtlinie 2006/123 aufgrund von deren
Art. 2 Abs. 1 Anwendung finden?
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2. Die im Vorlagebeschluss genannte Regelung zielt darauf ab, zur Wahrung der Lebensqualitat im
Stadtzentrum und zur Verhinderung von Leerstand im innerstddtischen Gebiet bestimmte Formen
des Einzelhandels wie den Verkauf von Schuhen und Bekleidung im Gebiet auflerhalb des
Stadtzentrums nicht zuzulassen. Fillt eine Vorschrift, die eine derartige Regelung enthilt, in
Anbetracht des neunten Erwagungsgrundes der Richtlinie 2006/123 aus deren Anwendungsbereich
heraus, weil solche Vorschriften als ,Vorschriften beziiglich der Raumordnung, die nicht die
Dienstleistungstatigkeit als solche regeln oder betreffen, sondern von Dienstleistungserbringern im
Zuge der Auslibung ihrer Wirtschaftstitigkeit genauso beachtet werden miissen wie von
Privatpersonen®, anzusehen sind?

3. Reicht es fiir die Annahme eines grenziiberschreitenden Sachverhalts aus, dass keineswegs
ausgeschlossen werden kann, dass sich ein Einzelhandelsbetrieb aus einem anderen Mitgliedstaat
vor Ort niederlassen konnte oder dass Dienstleistungsempfanger des Einzelhandelsbetriebs aus
einem anderen Mitgliedstaat stammen konnten, oder miissen hierfiir tatsdchliche Anhaltspunkte
bestehen?

4. Ist Kapitel III (Niederlassungsfreiheit) der Richtlinie 2006/123 auf rein innerstaatliche Sachverhalte
anwendbar, oder gilt fiir die Prifung der Frage, ob dieses Kapitel anwendbar ist, die
Rechtsprechung des Gerichtshofs zu den Vertragsbestimmungen iiber die Niederlassungsfreiheit
und den freien Dienstleistungsverkehr bei rein innerstaatlichen Sachverhalten?

5. a) Fallt eine in einen Bauleitplan aufgenommene Regelung wie die im Vorlagebeschluss genannte
in den Anwendungsbereich des Begriffs ,Anforderung” im Sinne von Art. 4 Nr. 7 und Art. 14
Nr. 5 der Richtlinie 2006/123 und nicht in den Anwendungsbereich des Begriffs
»Genehmigungsregelung” im Sinne von Art. 4 Nr. 6 sowie der Art. 9 und 10 der Richtlinie
2006/123?

b) Stehen Art. 14 Nr. 5 der Richtlinie 2006/123 - sofern eine Regelung wie die im
Vorlagebeschluss genannte in den Anwendungsbereich des Begriffs ,,Anforderung” fillt — oder
die Art. 9 und 10 der Richtlinie 2006/123 — sofern eine Regelung wie die im Vorlagebeschluss
genannte in den Anwendungsbereich des Begriffs ,Genehmigung” fallt — dem Erlass einer
Regelung wie der im Vorlagebeschluss genannten durch eine Gemeindeverwaltung entgegen?

6. Fallt eine Regelung wie die in dem Vorlagebeschluss genannte in den Anwendungsbereich der
Art. 34 bis 36 AEUV oder 49 bis 55 AEUV und, wenn ja, sind dann die vom Gerichtshof
anerkannten Ausnahmen, sofern sie in verhaltnismifliger Weise ausgefiillt werden, anwendbar?

Mit Beschluss des Prasidenten des Gerichtshofs vom 23. Februar 2016 sind die Rechtssachen C-360/15

und C-31/16 zu gemeinsamem miindlichen Verfahren und zu gemeinsamer Entscheidung verbunden
worden.

Zu den Vorlagefragen

Rechtssache C-360/15

Zur ersten und zur dritten Frage
Mit der ersten und der dritten Frage, die zusammen zu priifen sind, soll gekldrt werden, ob die

Richtlinie 2006/123 angesichts ihres Art. 2 Abs. 3 und ihres neunten Erwigungsgrundes auf den
Ausgangsrechtsstreit in dieser Rechtssache anwendbar ist.
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Einleitend ist darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof geméfd seiner stindigen Rechtsprechung, auch
wenn das vorlegende Gericht den Wortlaut seiner Fragen auf die Auslegung bestimmter Vorschriften
des Unionsrechts beschrinkt hat, dadurch nicht gehindert ist, diesem Gericht alle Hinweise zur
Auslegung des Unionsrechts zu geben, die ihm bei der Entscheidung des bei ihm anhingigen
Verfahrens von Nutzen sein konnen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 14. November 2017, Lounes,
C-165/16, EU:C:2017:862, Rn. 28 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Auflerdem ist der Gerichtshof, der dazu aufgerufen ist, dem nationalen Gericht zweckdienliche
Antworten zu geben, befugt, dem vorlegenden Gericht auf der Grundlage der Akten des
Ausgangsverfahrens und der vor ihm abgegebenen schriftlichen und miindlichen Erkldrungen
Hinweise zu geben (Urteil vom 1. Oktober 2015, Trijber und Harmsen, C-340/14 und C-341/14,
EU:C:2015:641, Rn. 55 und die dort angefithrte Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall geht aus den Angaben in der Vorlageentscheidung hervor, dass die der ersten und
der dritten Frage zugrunde liegenden Zweifel des vorlegenden Gerichts die Reichweite des
Anwendungsbereichs der Richtlinie 2006/123 betreffen.

Nach Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie 2006/123 gilt diese fiir Dienstleistungen, die von einem in einem
Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringer angeboten werden. Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie
schlief3t allerdings eine Reihe von Titigkeiten von ihrem Anwendungsbereich aus. Nach Art. 2 Abs. 3
gilt die Richtlinie nicht fiir den Bereich der Steuern.

Somit ist zundchst zu priifen, ob der Ausgangsrechtsstreit unter eine der in Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie
2006/123 genannten Ausnahmen fallt.

Insoweit sieht Art. 2 Abs. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie 2006/123 vor, dass diese weder auf
Dienstleistungen und Netze der elektronischen Kommunikation noch auf zugehorige Einrichtungen
und Dienste in den Bereichen, die u. a. in der Rahmen- und der Genehmigungsrichtlinie geregelt sind,
Anwendung findet.

Ferner heifst es im 19. Erwidgungsgrund der Richtlinie 2006/123, dass der Unionsgesetzgeber
»[a]ngesichts der im Jahr 2002 erfolgten Verabschiedung einer Reihe von Rechtsakten iiber die Netze
und Dienste der elektronischen Kommunikation sowie iiber die damit zusammenhidngenden
Ressourcen und Dienste, die ... einen Rechtsrahmen fiir die Erleichterung des Zugangs zu diesen
Tatigkeiten im Binnenmarkt geschaffen hat“, beabsichtigt hat, ,die durch diese Rechtsakte geregelten
Fragen vom Anwendungsbereich [dieser] Richtlinie [auszunehmen]“.

Im 20. Erwdgungsgrund der Richtlinie wird prazisiert, dass die Ausnahmen vom Anwendungsbereich
dieser Richtlinie hinsichtlich Angelegenheiten der elektronischen Kommunikationsdienste im Sinne
u. a. der Rahmen- und der Genehmigungsrichtlinie nicht nur fiir Fragen gelten sollten, die spezifisch
in diesen Richtlinien geregelt sind, sondern auch fiir Bereiche, bei denen die Richtlinien den
Mitgliedstaaten ausdriicklich die Moglichkeit belassen, bestimmte MafSnahmen auf nationaler Ebene zu
erlassen.

Im vorliegenden Fall ist unstreitig, dass X elektronische Kommunikationsnetze im Sinne der
Genehmigungsrichtlinie errichtet. Das vorlegende Gericht geht dennoch davon aus, dass das
Ausgangsverfahren nicht in einen durch diese Richtlinie, genauer ihren Art. 12, geregelten Bereich
falle, so dass der Ausschluss nach Art. 2 Abs. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie 2006/123 nicht greife. Bei den
von Art. 12 der Genehmigungsrichtlinie erfassten Verwaltungsabgaben handle es sich ndmlich um
Abgaben, die von einer NRB erhoben wiirden. Diese Eigenschaft besitze die Gemeinde Amersfoort
jedoch nicht.
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Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass die Verwaltungsabgaben, die die Mitgliedstaaten gemaf$ Art. 12
der Genehmigungsrichtlinie von Unternehmen, die aufgrund einer Allgemeingenehmigung
elektronische Kommunikationsnetze oder -dienste bereitstellen oder denen ein Nutzungsrecht gewdhrt
wurde, erheben kénnen, um die Tatigkeiten der NRB zu finanzieren, insgesamt lediglich der Deckung
der administrativen Kosten fiir die in Art. 12 Abs. 1 Buchst. a dieser Richtlinie genannten Tétigkeiten
dienen diirfen (Urteil vom 28. Juli 2016, Autorita per le Garanzie nelle Comunicazioni, C-240/15,
EU:C:2016:608, Rn. 45 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Aus den dem Gerichtshof vorliegenden Akten geht aber nicht hervor, dass die Gebiihren, die die
Gemeinde Amersfoort im Ausgangsverfahren von X verlangt, insgesamt der Deckung der
administrativen Kosten fiir eine oder mehrere der genannten Tétigkeiten dienen.

Allerdings ist hervorzuheben, dass Art. 12 der Genehmigungsrichtlinie nicht die einzige Bestimmung
dieser Richtlinie ist, die die finanziellen Belastungen betrifft, die die Mitgliedstaaten von
Unternehmen, die im Rahmen der Richtlinie elektronische Kommunikationsnetze oder -dienste
bereitstellen, erheben konnen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 17. Dezember 2015, Proximus,
C-454/13, EU:C:2015:819, Rn. 19 bis 24 und die dort angefithrte Rechtsprechung).

Nach Art. 13 der Genehmigungsrichtlinie konnen die Mitgliedstaaten ndmlich der zustindigen
Behorde gestatten, bei Nutzungsrechten fiir Funkfrequenzen oder Nummern oder bei Rechten fiir die
Installation von Einrichtungen auf, iiber oder unter offentlichem oder privatem Grundbesitz Entgelte
zu erheben, die eine optimale Nutzung dieser Ressourcen sicherstellen sollen.

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs zu Art. 13 der Genehmigungsrichtlinie verweisen die in
dieser Vorschrift verwendeten Begriffe ,Einrichtungen wund ,Installation auf physische
Infrastrukturen, die die Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste ermoglichen,
bzw. auf deren physische Schaffung auf dem betreffenden offentlichen oder privaten Grundbesitz
(Urteil vom 6. Oktober 2015, Base Company, C-346/13, EU:C:2015:649, Rn. 21 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall geht aus den dem Gerichtshof vorliegenden Akten hervor, dass nach Art. 5.2
Abs. 1 des Telekommunikationsgesetzes Inhaber von Rechten an offentlichen Grundstiicken oder
Verwalter solcher Grundstiicke zu dulden haben, dass zum Aufbau eines o6ffentlichen elektronischen
Kommunikationsnetzes Kabel in und auf diesen Grundstiicken verlegt, gewartet oder entfernt werden.

Im Hinblick auf die Ausiibung des ihnen durch Art. 5.2 Abs. 1 des Telekommunikationsgesetzes
eingerdumten Rechts zur Verlegung von Kabeln fiir ein Offentliches elektronisches
Kommunikationsnetz konnen die Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze verpflichtet werden,

an die Behorden Gebithren — wie etwa die Gebithren, die die Gemeinde Amersfoort im
Ausgangsverfahren nach Art. 229 Abs. 1 Buchst. b der Gemeindeordnung und geméfd der
Gebiihrenverordnung von 2010 von X verlangt hat — zu entrichten, um die notwendigen

Genehmigungen in Bezug auf Ort, Zeitpunkt und Art der Ausfithrung der Arbeiten im Sinne von
Art. 5.4 Abs. 1 Buchst. b des Telekommunikationsgesetzes zu erhalten.

In diesem Zusammenhang ist davon auszugehen, dass der anspruchsbegriindende Tatbestand solcher
Gebithren an das Recht der zur Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze ermichtigten
Unternehmen zur Installation von Einrichtungen im Sinne von Art. 13 der Genehmigungsrichtlinie
ankniipft.

Der Umstand, dass die Gemeinde Amersfoort weder im Sinne von Art. 2 Buchst. g der
Rahmenrichtlinie noch im Sinne der Genehmigungsrichtlinie (aufgrund des Verweises in ihrem Art. 2
Abs. 1) eine NRB ist, steht dem nicht entgegen, dass die von X verlangten Gebiihren anhand von
Art. 13 der Genehmigungsrichtlinie zu priifen sind.
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Nach dem Wortlaut von Art. 13 der Genehmigungsrichtlinie steht die Moglichkeit, bei Rechten fiir die
Installation von Einrichtungen auf, iiber oder unter offentlichem oder privatem Grundbesitz Entgelte

zu erheben, anders als nach Art. 12 dieser Richtlinie der ,zustindigen Behorde“ zu, und nicht der
NRB.

Zum normativen Kontext, in dem Art. 13 der Genehmigungsrichtlinie steht, ist festzustellen, dass der
Wortlaut dieser Vorschrift hinsichtlich der darin genannten Behorde demjenigen von Art. 11 Abs. 1
der Rahmenrichtlinie entspricht, in dem der Fall geregelt ist, dass die ,zustindige Behorde“ einen
Antrag auf Erteilung von Rechten fiir die Installation von Einrichtungen auf, iiber oder unter
offentlichem oder privatem Grundbesitz priift.

Art. 11 Abs. 2 der Rahmenrichtlinie sieht seinerseits vor, dass die Mitgliedstaaten dafiir sorgen, dass
bei ,offentlichen Behorden oder Gebietskorperschaften®, die an Betreibern offentlicher elektronischer
Kommunikationsnetze und/oder offentlich zugénglicher elektronischer Kommunikationsdienste
beteiligt sind oder diese kontrollieren, eine wirksame strukturelle Trennung zwischen ,der fiir die
Erteilung der in [Art. 11 Abs. 1 dieser Richtlinie] genannten Rechte zustdndigen Stelle“ und den
Tatigkeiten im Zusammenhang mit dem Eigentum oder der Kontrolle besteht.

Ferner bestimmt Art. 12 Abs. 4 der Rahmenrichtlinie, dass ,die zustindigen nationalen Behorden® die
Moglichkeit haben miissen, von den Unternehmen zu verlangen, dass sie die erforderlichen
Informationen liefern, damit diese Behorden ,in Zusammenarbeit mit den [NRB]“ ein detailliertes
Verzeichnis der Art, Verfiigbarkeit und geografischen Lage der Einrichtungen auf, iber oder unter
offentlichem oder privatem Grundbesitz erstellen konnen.

Was den Zweck der Genehmigungsrichtlinie angeht, ist darauf hinzuweisen, dass sie, wie aus ihrem
Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit ihrem ersten Erwdgungsgrund hervorgeht, eine Senkung der Kosten
des Marktzugangs zum Ziel hat, um die Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze und
-dienste in der ganzen Union zu erleichtern.

Damit folgt weder aus dem Wortlaut von Art. 13 der Genehmigungsrichtlinie noch aus dem
normativen Kontext dieses Artikels oder dem Zweck dieser Richtlinie, dass der Begriff ,zustindige
Behorde® so zu verstehen wire, dass er ausschliefllich die NRB bezeichnet und daher die von einer
zustdndigen nationalen Behorde, die keine NRB ist, auferlegten finanziellen Belastungen nicht anhand
dieses Art. 13 zu priifen sind.

Jedenfalls diirfen die Mitgliedstaaten nach stdndiger Rechtsprechung des Gerichtshofs im Rahmen der
Genehmigungsrichtlinie keine anderen Abgaben oder Entgelte fiir die Bereitstellung elektronischer
Kommunikationsnetze und -dienste als die in der Richtlinie vorgesehenen erheben (Urteil vom
4. September 2014, Belgacom und Mobistar, C-256/13 und C-264/13, EU:C:2014:2149, Rn. 30 und die
dort angefithrte Rechtsprechung). Welche finanziellen Belastungen die zustindigen nationalen
Behorden auf die Bereitstellung solcher Netze und Dienste erheben oder nicht erheben konnen,
richtet sich also nach dieser Richtlinie.

Die Erhebung von Gebiihren, deren anspruchsbegriindender Tatbestand an die Rechte der zur
Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste ermichtigten Unternehmen zur
Verlegung von Kabeln fiir ein offentliches elektronisches Kommunikationsnetz ankniipft, ist demnach
ein in der Genehmigungsrichtlinie geregelter Bereich im Sinne von Art. 2 Abs. 2 Buchst. ¢ der
Richtlinie 2006/123.

Unter diesen Umstidnden ist es nicht mehr notwendig, sich in der vorliegenden Rechtssache zur
Auslegung von Art. 2 Abs. 3 und des neunten Erwédgungsgrundes der Richtlinie 2006/123 zu duflern.
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Nach alledem ist auf die erste und die dritte Frage zu antworten, dass Art. 2 Abs. 2 Buchst. ¢ der
Richtlinie 2006/123 dahin auszulegen ist, dass diese Richtlinie nicht fiir Gebiihren gilt, deren
anspruchsbegriindender ~Tatbestand an die Rechte der zur Bereitstellung elektronischer
Kommunikationsnetze und -dienste ermichtigten Unternehmen zur Verlegung von Kabeln fiir ein
offentliches elektronisches Kommunikationsnetz ankniipft.

Zu den Fragen 2, 4 und 5

Aus der Beantwortung der ersten und der dritten Frage folgt, dass die Richtlinie 2006/123 auf das
Ausgangsverfahren keine Anwendung findet. Daher ist auf die Fragen 2, 4 und 5 nicht zu antworten.

Rechtssache C-31/16

Zur ersten Frage

Mit seiner ersten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob Art. 4 Nr. 1 der Richtlinie 2006/123
dahin auszulegen ist, dass die Tétigkeit des Einzelhandels mit Waren wie Schuhen und Bekleidung eine
»Dienstleistung” im Sinne dieser Richtlinie darstellt.

Aus der Vorlageentscheidung geht hervor, dass die diesbeziiglichen Zweifel des vorlegenden Gerichts
hauptsédchlich damit zusammenhingen, dass der Gerichtshof mit Urteil vom 26. Mai 2005, Burmanjer
u. a. (C-20/03, EU:C:2005:307, Rn. 33 bis 35), festgestellt hat, dass eine nationale Regelung iiber den
ambulanten Verkauf, die die Bedingungen betrifft, die beim Vertrieb einer bestimmten Art von Waren
einzuhalten sind, den Bestimmungen des AEU-Vertrags iiber den freien Warenverkehr und nicht
denjenigen iiber den freien Dienstleistungsverkehr unterliegt.

Wie in Rn. 58 des vorliegenden Urteils dargelegt, gilt die Richtlinie 2006/123 gemif} ihrem Art. 2
Abs. 1 fir Dienstleistungen, die von einem in einem Mitgliedstaat niedergelassenen
Dienstleistungserbringer angeboten werden, mit Ausnahme der in Art. 2 Abs. 2 und 3 genannten
Tatigkeiten und Bereiche.

Nach Art. 4 Nr. 1 dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck ,Dienstleistung® fiir die Zwecke der
Richtlinie jede von Art. 57 AEUV erfasste selbstindige Tétigkeit, die in der Regel gegen Entgelt
erbracht wird.

Im vorliegenden Fall besteht kein Zweifel daran, dass die im Ausgangsverfahren in Rede stehende
Einzelhandelstitigkeit zum einen eine gegen Entgelt erbrachte selbstindige Tatigkeit darstellt und zum
anderen nicht unter die in Art. 2 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 2006/123 genannten Ausschliisse vom
Anwendungsbereich dieser Richtlinie féllt. Zudem sind kaufménnische Tétigkeiten in Art. 57 AEUV
ausdriicklich in der Liste mit Beispielen von Leistungen aufgefithrt, die nach diesem Artikel als
Dienstleistungen gelten.

Des Weiteren wird im 33. Erwédgungsgrund der Richtlinie 2006/123 betont, dass die von dieser
Richtlinie erfassten Dienstleistungen einen weiten Bereich von Titigkeiten umfassen, die einem
stindigen Wandel unterworfen sind, und es wird ausdriicklich ausgefiihrt, dass zu diesen Tétigkeiten
Dienstleistungen gehoren, die sowohl fiir Unternehmen als auch fiir Verbraucher angeboten werden,
wie etwa der Handel.

Da das Ausgangsverfahren den Handel mit Waren betrifft, ist aufSerdem darauf hinzuweisen, dass der
76. Erwagungsgrund der Richtlinie 2006/123 zwar auf das Verhiltnis zwischen dieser Richtlinie und
den Art. 34 bis 36 AEUV {iber den freien Warenverkehr eingeht, aber nur klarstellt, dass es sich bei
den der Richtlinie unterliegenden Beschrinkungen um Anforderungen fiir die Aufnahme und
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Austibung von Dienstleistungstitigkeiten handelt, und nicht um Anforderungen, die sich auf Waren als
solche beziehen. Wie die Kommission hervorgehoben hat, betreffen die Vorschriften des im
Ausgangsverfahren in Rede stehenden Bauleitplans aber keine Waren als solche, sondern die
Voraussetzungen fiir die rdumliche Ansiedlung von Tatigkeiten, die den Verkauf bestimmter Waren
zum Gegenstand haben, und damit die Voraussetzungen fiir die Aufnahme dieser Tétigkeiten.

Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass die Tétigkeit des Einzelhandels mit Waren wie
Schuhen und Bekleidung unter den Begriff ,Dienstleistung” im Sinne von Art. 4 Nr. 1 der Richtlinie
2006/123 fallt.

Diese Auslegung wird nicht durch die vom vorlegenden Gericht angefiihrte Rechtsprechung des
Gerichtshofs zum Verhiltnis zwischen den Bestimmungen des AEU-Vertrags iiber den freien
Dienstleistungsverkehr und denjenigen tiber die anderen durch diesen Vertrag garantierten
Grundfreiheiten in Frage gestellt, die sich nicht auf die Bestimmung des Anwendungsbereichs der
Richtlinie 2006/123 iibertragen lasst.

Hielte man diese Richtlinie, wie von der niederldndischen Regierung vorgeschlagen, fiir unanwendbar,
wenn die Umstdnde des betreffenden Falles unter die Niederlassungsfreiheit fallen, konnte dies
namlich, wie der Generalanwalt in Nr. 76 seiner Schlussantrige ausgefiihrt hat, Kapitel III der
Richtlinie, das die Niederlassungsfreiheit der Dienstleistungserbringer  betrifft, seinen
Anwendungsbereich und damit der Richtlinie, soweit sie darauf abzielt, die Beschrinkungen der
Austibung der Niederlassungsfreiheit zu beseitigen, ihre praktische Wirksamkeit nehmen.

Ganz allgemein betrachtet, kann es zur Verwirklichung des Ziels der Rechtssicherheit — die die
Richtlinie, wie aus ihrem fiinften Erwdgungsgrund hervorgeht, gewéhrleisten soll — beitragen, wenn
die Anwendbarkeit der Richtlinie 2006/123 nicht von einer Vorabpriifung der Bedeutung des die
Dienstleistungsfreiheit betreffenden Aspekts anhand der spezifischen Umstinde des Einzelfalls
abhéngt.

Zudem wire eine derartige Priifung hinsichtlich des Einzelhandels mit Waren besonders komplex, da
dieser Handel heutzutage tiber den rechtlichen Verkaufsakt hinaus eine immer grofiere Bandbreite an
Tétigkeiten oder Dienstleistungen umfasst, die eng ineinandergreifen und zum Ziel haben, den
Verbraucher dazu zu bewegen, den Kauf mit dem einen und nicht mit dem anderen
Wirtschaftsteilnehmer abzuschlieflen, ihn beim Kauf zu beraten und zu unterstiitzen oder ihm
Kundendienstleistungen anzubieten, wobei diese Tatigkeiten oder Dienstleistungen je nach Héndler
stark variieren konnen.

Dariiber hinaus liefe die gleichzeitige Priifung einer nationalen MafSnahme anhand der Bestimmungen
der Richtlinie 2006/123 und anhand derjenigen des AEU-Vertrags in dem Fall, dass es sich als
unmoglich erweist, zu bestimmen, ob die die Dienstleistungsfreiheit betreffenden Aspekte gegeniiber
den mit anderen Grundfreiheiten zusammenhdngenden Aspekten iiberwiegen, darauf hinaus, dass eine
Einzelfallprifung nach dem Primérrecht eingefithrt wiirde, was die gezielte Harmonisierung, die mit
der Richtlinie vorgenommen wird, untergraben wiirde (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 16. Juni 2015,
Rina Services u. a., C-593/13, EU:C:2015:399, Rn. 37 und 38).

Nach alledem ist auf die erste Frage zu antworten, dass Art. 4 Nr. 1 der Richtlinie 2006/123 dahin

auszulegen ist, dass die Tatigkeit des Einzelhandels mit Waren eine ,Dienstleistung” im Sinne dieser
Richtlinie darstellt.
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Zur vierten Frage

Mit seiner vierten Frage, die an zweiter Stelle zu priifen ist, mochte das vorlegende Gericht wissen, ob
die in Kapitel III der Richtlinie 2006/123 enthaltenen Bestimmungen tiber die Niederlassungsfreiheit
der Dienstleistungserbringer auf einen Sachverhalt anwendbar sind, dessen Merkmale samtlich nicht
tiber die Grenzen eines einzigen Mitgliedstaats hinausweisen.

Insoweit ist zundchst festzustellen, dass der Wortlaut dieser Bestimmungen keinerlei Voraussetzung
benennt, nach der ein Auslandsbezug bestehen miisste. Insbesondere enthalten Art. 9 Abs. 1, Art. 14
und Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 2006/123, die die Genehmigungsregelungen, die unzuldssigen
Anforderungen und die zu prifenden Anforderungen betreffen, keine Bezugnahme auf einen
grenziiberschreitenden Aspekt.

Was sodann den Kontext betrifft, in dem Kapitel III der Richtlinie 2006/123 steht, bestimmt Art. 2
Abs. 1 dieser Richtlinie in allgemeinen Worten, ohne zwischen Dienstleistungstitigkeiten mit und
ohne Auslandsbezug zu unterscheiden, dass diese Richtlinie fiir ,Dienstleistungen, die von einem in
einem Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringer angeboten werden®, gilt.

Ebenso wenig enthalten Art. 4 Nr. 2 und Art. 4 Nr. 5 der Richtlinie 2006/123, in denen die Begriffe
»Dienstleistungserbringer und ,Niederlassung” definiert werden, eine Bezugnahme auf einen
grenziiberschreitenden Aspekt. Diese Bestimmungen verweisen zwar auf die Art. 54 und 49 AEUV,
allerdings nur, um deutlich zu machen, dass die in Art. 4 Nr. 2 und Art. 4 Nr. 5 der Richtlinie
verwendeten Begriffe ,juristische Person® und ,wirtschaftliche Tatigkeit“ im Sinne der Art. 54 und 49
AEUV zu verstehen sind.

Im Gegensatz dazu hat der Unionsgesetzgeber in den Vorschriften des Kapitels IV der Richtlinie
2006/123 tiber den freien Dienstleistungsverkehr an mehreren Stellen — u. a. in Art. 16 Abs. 1 und
Art. 18 Abs. 1 — eigens klargestellt, dass diese Vorschriften das Recht der Dienstleistungserbringer,
»Dienstleistungen in einem anderen Mitgliedstaat als demjenigen ihrer Niederlassung zu erbringen®,
und den Fall eines ,in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbringer|s]“
betreffen.

Schliefllich steht die Auslegung, dass die Bestimmungen in Kapitel III der Richtlinie 2006/123 nicht
nur auf den Dienstleistungserbringer, der sich in einem anderen Mitgliedstaat niederlassen will,
sondern auch auf denjenigen, der sich in seinem eigenen Mitgliedstaat niederlassen will, anwendbar
sind, mit den Zielen dieser Richtlinie im Einklang.

Insoweit ergibt sich aus Art. 1 der Richtlinie 2006/123 in Verbindung mit ihren Erwédgungsgriinden 2
und 5, dass diese Richtlinie allgemeine Bestimmungen aufstellt, die den Zweck verfolgen, die
Beschriankungen der Niederlassungsfreiheit von Dienstleistungserbringern in den Mitgliedstaaten und
des freien Dienstleistungsverkehrs zwischen Mitgliedstaaten zu beseitigen, um zur Schaffung eines
freien und wettbewerbsfahigen Binnenmarkts beizutragen (Urteil vom 1. Oktober 2015, Trijber und
Harmsen, C-340/14 und C-341/14, EU:C:2015:641, Rn. 44).

Die vollstindige Ausgestaltung des Binnenmarkts fiir Dienstleistungen erfordert aber vor allem die
Beseitigung der Beschrinkungen, auf die Dienstleistungserbringer bei der Niederlassung in
Mitgliedstaaten — sei es ihr eigener oder ein anderer Mitgliedstaat — stoflen und die sie daran hindern
konnen, Dienstleistungen an Empfanger in der gesamten Union zu erbringen.

Im Hinblick auf die Schaffung eines wirklichen Binnenmarkts fiir Dienstleistungen verfolgt der

Unionsgesetzgeber in der Richtlinie 2006/123 einen Ansatz, der, wie im siebten Erwdgungsgrund der
Richtlinie dargelegt, auf einem allgemeinen Rechtsrahmen beruht, der aus einer Kombination

ECLILEU:C:2018:44 21



107

108

109

110

111

112

113

URTEIL VoM 30. 1. 2018 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN C-360/15 unp C-31/16
X UND VISSER

verschiedener MafSnahmen besteht, die ein hohes Maf} an rechtlicher Integration auf Unionsebene
gewihrleisten sollen, und zwar u. a. mittels einer Harmonisierung bestimmter Aspekte der Regelung
der Dienstleistungstatigkeiten.

Folglich ist, um die praktische Wirksamkeit des spezifischen Rechtsrahmens, den der
Unionsgesetzgeber mit dem Erlass der Richtlinie 2006/123 einfiihren wollte, nicht zu beeintrachtigen,
entgegen dem Vorbringen der deutschen Regierung in der miindlichen Verhandlung anzuerkennen,
dass sich der Anwendungsbereich dieser Richtlinie gegebenenfalls {iber das, was die Bestimmungen
des AEU-Vertrags tiber die Niederlassungsfreiheit und die Dienstleistungsfreiheit streng genommen
vorsehen, hinaus erstrecken kann, unbeschadet der Verpflichtung der Mitgliedstaaten nach Art. 3
Abs. 3 der Richtlinie, deren Bestimmungen in Ubereinstimmung mit den Bestimmungen des Vertrags
umzusetzen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 16. Juni 2015, Rina Services u. a., C-593/13,
EU:C:2015:399, Rn. 39 und 40).

Dass die Bestimmungen in Kapitel III der Richtlinie 2006/123 auch auf rein innerstaatliche
Sachverhalte anwendbar sind, wird durch eine Untersuchung der Vorarbeiten zu dieser Richtlinie
weiter gestiitzt. Aus diesen Vorarbeiten geht ndmlich hervor, dass die im Zuge der Debatten im
Europiischen Parlament eingereichten Anderungsvorschlige, die darauf abzielten, Art. 2 Abs. 1 der
Richtlinie so umzuformulieren, dass deren Anwendungsbereich auf grenziiberschreitende Sachverhalte
beschréankt wird, nicht angenommen wurden.

Zu dem von der niederlindischen Regierung in der miindlichen Verhandlung hervorgehobenen
Umstand, dass Art. 53 Abs. 1 und Art. 62 AEUV die Rechtsgrundlage der Richtlinie 2006/123
darstellen, ist darauf hinzuweisen, dass in diesen Bestimmungen — anders als insbesondere in den
Art. 49 und 56 AEUV, obwohl auch diese zu den Kapiteln 2 und 3 des Titels IV des dritten Teils des
AEU-Vertrags gehoren — nicht von einem Auslandsbezug die Rede ist. Aus ihnen kann daher nicht
geschlossen werden, dass die Befugnis des Unionsgesetzgebers, auf der Grundlage von Art. 53 Abs. 1
und Art. 62 AEUV Richtlinien zu erlassen, um die Aufnahme und Ausiibung selbstindiger Tétigkeiten
zu erleichtern, wie es mit der Richtlinie 2006/123 fiir Dienstleistungstitigkeiten geschehen ist,
zwangsldufig einen Auslandsbezug voraussetzt.

Nach alledem ist auf die vierte Frage zu antworten, dass die in Kapitel III der Richtlinie 2006/123
enthaltenen Bestimmungen iiber die Niederlassungsfreiheit der Dienstleistungserbringer dahin
auszulegen sind, dass sie auch auf einen Sachverhalt anwendbar sind, dessen Merkmale samtlich nicht
iiber die Grenzen eines einzigen Mitgliedstaats hinausweisen.

Zur dritten Frage

Angesichts der Antwort auf die vierte Frage ist die dritte Frage nicht zu beantworten.

Zur zweiten und zur fiinften Frage

Mit der zweiten und der fiinften Frage, die zusammen zu priifen sind, mochte das vorlegende Gericht
wissen, ob die Art. 9 und 10 sowie Art. 14 Nr. 5 der Richtlinie 2006/123 in Verbindung mit deren
Art. 4 Nrn. 6 und 7 im Licht ihres neunten Erwdgungsgrundes dahin auszulegen sind, dass sie
Vorschriften in einem Bauleitplan einer Gemeinde entgegenstehen, die die Tatigkeit des Einzelhandels
mit Waren ohne grofien Platzbedarf in Gebieten auflerhalb des Stadtzentrums dieser Gemeinde
verbieten.

Zunichst ist zu kldren, ob eine Regelung wie die im Ausgangsverfahren streitige unter den Begriff

»Genehmigungsregelung” oder den Begriff ,Anforderungen” im Sinne von Art. 4 Nr. 6 bzw. Art. 4
Nr. 7 der Richtlinie 2006/123 fallt.
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Nach Art. 4 Nr. 6 der Richtlinie bezeichnet der Ausdruck ,Genehmigungsregelung” fiir die Zwecke
dieser Richtlinie ,jedes Verfahren, das einen Dienstleistungserbringer oder -empfinger verpflichtet, bei
einer zustindigen Behorde eine formliche oder stillschweigende Entscheidung tiber die Aufnahme oder
Austibung einer Dienstleistungstatigkeit zu erwirken®.

Im vorliegenden Fall ergibt sich aus den dem Gerichtshof zur Verfiigung stehenden Informationen,
dass der im Ausgangsverfahren in Rede stehende Bauleitplan nicht unter diesen Begriff fillt. Zwar
eroffnet dieser Bauleitplan Dienstleistungserbringern die Moglichkeit, bestimmte
Einzelhandelstétigkeiten in festgelegten Gebieten zu entwickeln, doch ergibt sich diese Moglichkeit
nicht aus einer formlichen Entscheidung, die diese Dienstleistungserbringer zu diesem Zweck hitten
erwirken miissen, sondern aus dem Erlass von allgemeingiiltigen, im Bauleitplan enthaltenen
Vorschriften durch den Gemeinderat von Appingedam.

Diese Feststellung wird nicht durch den vom vorlegenden Gericht angefithrten Umstand in Frage
gestellt, dass jeder Betroffene aufgrund anderer niederlindischer Rechtsvorschriften mit eigenen
Zielsetzungen die Moglichkeit hat, sich an dem Verwaltungsverfahren, in dem der Bauleitplan erlassen
wird, zu beteiligen, einen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen den Bauleitplan einzulegen oder eine
Abweichung vom Plan oder seine Uberarbeitung zu beantragen.

Solche Maoglichkeiten entsprechen namlich, wie die Kommission ausfithrt, den Erfordernissen der
guten Verwaltung und des Rechtsschutzes zugunsten von Personen, die vom Erlass eines Bauleitplans
betroffen sein konnen.

Folglich sind die Art. 9 und 10 der Richtlinie 2006/123 tiber die Genehmigungsregelungen auf eine
Regelung wie die im Ausgangsverfahren streitige nicht anwendbar.

Was den Ausdruck ,Anforderungen” angeht, so bezeichnet dieser nach Art. 4 Nr. 7 dieser Richtlinie
insbesondere ,alle Auflagen, Verbote, Bedingungen oder Beschridnkungen, die in den Rechts- oder
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten festgelegt sind“.

Im vorliegenden Fall steht fest, dass die Vorschriften des im Ausgangsverfahren in Rede stehenden
Bauleitplans bewirken, dass die Tétigkeit des Einzelhandels mit Waren ohne grofien Platzbedarf wie
Schuhe und Bekleidung in einem Gebiet auflerhalb des Stadtzentrums der Gemeinde Appingedam
verboten ist.

Das vorlegende Gericht weist jedoch darauf hin, dass die Richtlinie 2006/123 nach ihrem neunten
Erwdgungsgrund ,nur auf die Anforderungen fiir die Aufnahme oder Ausiibung einer
Dienstleistungstétigkeit Anwendung” finde, was daher ,Anforderungen wie ... Vorschriften beziiglich
der Stadtentwicklung oder Bodennutzung, der Stadtplanung und der Raumordnung ... sowie
verwaltungsrechtliche Sanktionen, die wegen der Nichteinhaltung solcher Vorschriften verhéngt
werden, die nicht die Dienstleistungstatigkeit als solche regeln oder betreffen, sondern von
Dienstleistungserbringern im Zuge der Ausiibung ihrer Wirtschaftstétigkeit genauso beachtet werden
miissen wie von Privatpersonen®, ausschliefle.

Es ist darauf hinzuweisen, dass sich dieser Erwdgungsgrund der Richtlinie 2006/123 voll und ganz in
den Rechtsrahmen einfiigt, der durch diese Richtlinie geschaffen wurde, die, wie in den Rn. 104
bis 106 des vorliegenden Urteils dargelegt, zum Ziel hat, die Beschrinkungen der
Niederlassungsfreiheit von Dienstleistungserbringern in den Mitgliedstaaten und des freien
Dienstleistungsverkehrs zwischen Mitgliedstaaten zu beseitigen, um zur Schaffung eines wirklichen
Binnenmarkts fiir Dienstleistungen beizutragen.
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Die Richtlinie 2006/123 soll also nicht fiir Anforderungen gelten, bei denen nicht davon auszugehen
ist, dass sie derartige Beschriankungen begriinden, weil sie nicht speziell die Aufnahme oder Ausiibung
einer Dienstleistungstitigkeit regeln oder betreffen, sondern von Dienstleistungserbringern im Zuge der
Austibung ihrer Wirtschaftstatigkeit genauso beachtet werden miissen wie von Privatpersonen.

Dies vorausgeschickt, ist festzustellen, dass die im Ausgangsverfahren fraglichen Vorschriften laut der
Vorlageentscheidung zwar im Rahmen einer stddtebaulichen Politik dazu dienen sollen, die
Lebensqualitdt im Stadtzentrum der Gemeinde Appingedam zu erhalten und Leerstand im Stadtgebiet
zu vermeiden, dass sie aber dennoch den spezifischen Zweck haben, Gebiete auszuweisen, in denen
bestimmte Einzelhandelstétigkeiten aufgenommen werden konnen. Sie richten sich somit nur an
Personen, die beabsichtigen, solche Titigkeiten in diesen Gebieten aufzunehmen, und nicht an
Privatpersonen.

Dem steht das in der Vorlageentscheidung erwihnte Urteil vom 8. Mai 2013, Libert u. a. (C-197/11
und C-203/11, EU:C:2013:288, Rn. 103 bis 107), nicht entgegen. Der Gerichtshof hat namlich,
nachdem er in Rn. 104 dieses Urteils auf den neunten Erwdagungsgrund der Richtlinie 2006/123 Bezug
genommen hatte, in den Rn. 105 und 106 des Urteils betont, dass die von der fraglichen nationalen
Mafsnahme betroffenen Dienstleistungen speziell unter den in Art. 2 Abs. 2 Buchst. j dieser Richtlinie
geregelten Ausschluss der sozialen Dienstleistungen im Zusammenhang mit Sozialwohnungen fallen,
und hat daher in Rn. 107 des Urteils festgestellt, dass die Richtlinie auf diese Mafinahme keine
Anwendung findet.

Demnach ist die Frage, ob die im Ausgangsverfahren streitige Regelung mit der Richtlinie 2006/123
vereinbar ist, anhand der Art. 14 und 15 dieser Richtlinie zu priifen, die die unzuldssigen bzw. zu
priffenden Anforderungen betreffen.

Was Art. 14 Nr. 5 der Richtlinie 2006/123 betrifft, auf den in der fiinften Frage Bezug genommen wird,
so untersagt es diese Vorschrift den Mitgliedstaaten, die Aufnahme oder Ausiibung einer
Dienstleistungstitigkeit in ihrem Hoheitsgebiet von ,einer wirtschaftlichen Uberpriifung im Einzelfall,
bei der die Erteilung der Genehmigung vom Nachweis eines wirtschaftlichen Bedarfs oder einer
Marktnachfrage abhingig gemacht wird, oder der Beurteilung der tatsichlichen oder moglichen
wirtschaftlichen Auswirkungen der Tétigkeit oder der Bewertung ihrer Eignung fiir die Verwirklichung
wirtschaftlicher, von der zustdndigen Behorde festgelegter Programmziele” abhéngig zu machen.

Es ergibt sich aber aus keiner der dem Gerichtshof vorliegenden Informationen, dass die im
Ausgangsverfahren streitige Regelung eine derartige Anforderung enthalt.

Allerdings sind die Mitgliedstaaten nach Art. 15 Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie 2006/123 verpflichtet, zu
priifen, ob ihre Rechtsordnungen eine oder mehrere der in Art. 15 Abs. 2 dieser Richtlinie aufgefiihrten
Anforderungen vorsehen, und gegebenenfalls sicherzustellen, dass diese Anforderungen die in Art. 15
Abs. 3 der Richtlinie genannten Bedingungen der Nicht-Diskriminierung, der Erforderlichkeit und der
Verhiltnismafligkeit erfiillen. Nach Art. 15 Abs. 1 Satz 2 der Richtlinie miissen die Mitgliedstaaten ihre
Rechts- und Verwaltungsvorschriften dndern, um sie diesen Bedingungen anzupassen.

Dieser Art. 15 entfaltet insoweit unmittelbare Wirkung, als er in Abs. 1 Satz 2 den Mitgliedstaaten die
unbedingte, hinreichend prézise Verpflichtung auferlegt, ihre Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu
dndern, um sie den in Abs. 3 genannten Bedingungen anzupassen.

Im vorliegenden Fall enthédlt die im Ausgangsverfahren streitige Regelung, wie der Generalanwalt in
Nr. 143 seiner Schlussantrage ausgefiihrt hat, dadurch, dass sie die Tétigkeit des Einzelhandels mit
Waren ohne grofien Platzbedarf in einem Gebiet auflerhalb des Stadtzentrums der Gemeinde
Appingedam verbietet, eine der in Art. 15 Abs. 2 der Richtlinie 2006/123 aufgefiihrten
Anforderungen, da sie die Aufnahme oder Ausiibung einer Dienstleistungstatigkeit einer territorialen
Beschrankung im Sinne von Art. 15 Abs. 2 Buchst. a dieser Richtlinie unterwirft.
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Wie aus Rn. 129 des vorliegenden Urteils hervorgeht, steht die Richtlinie 2006/123 dem nicht
entgegen, dass die Aufnahme oder Ausiibung einer Dienstleistungstitigkeit von der Beachtung einer
solchen territorialen Beschrinkung abhingig gemacht wird, sofern die in Art. 15 Abs. 3 der Richtlinie
genannten Bedingungen der Nicht-Diskriminierung, der Erforderlichkeit und der VerhaltnismafSigkeit
erfiillt sind.

Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, zu beurteilen, ob dies im Ausgangsverfahren der Fall ist.

Allerdings ist speziell zur Bedingung der Erforderlichkeit im Sinne von Art. 15 Abs. 3 Buchst. b der
Richtlinie 2006/123 festzustellen, dass laut der Vorlageentscheidung das im Ausgangsverfahren
streitige Verbot den Zweck hat, im Sinne einer guten Stadt- und Raumplanung die Lebensqualitit im
Stadtzentrum der Gemeinde Appingedam zu erhalten und Leerstand im Stadtgebiet zu vermeiden.

Wie der Generalanwalt in Nr. 147 seiner Schlussantrdge ausgefiihrt hat, kann ein solches Ziel des
Schutzes der stadtischen Umwelt gemafd Art. 4 Nr. 8 in Verbindung mit dem 40. Erwédgungsgrund der
Richtlinie 2006/123 ein zwingender Grund des Allgemeininteresses sein, der eine territoriale
Beschriankung wie die im Ausgangsverfahren streitige zu rechtfertigen vermag.

Nach alledem ist auf die zweite und die fiinfte Frage zu antworten, dass Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie
2006/123 dahin auszulegen ist, dass er Vorschriften in einem Bauleitplan einer Gemeinde, die die
Tétigkeit des Einzelhandels mit Waren ohne grofien Platzbedarf in Gebieten auflerhalb des
Stadtzentrums dieser Gemeinde verbieten, nicht entgegensteht, vorausgesetzt, dass sdmtliche in
Art. 15 Abs. 3 dieser Richtlinie genannten Bedingungen erfiillt sind, was das vorlegende Gericht zu
priifen hat.

Zur sechsten Frage

Angesichts der Antworten auf die vorangehenden Fragen eriibrigt sich die Beantwortung der sechsten
Frage, die das vorlegende Gericht hilfsweise fiir den Fall gestellt hat, dass die Richtlinie 2006/123 auf
das Ausgangsverfahren nicht anwendbar sein sollte.

Kosten

Fiir die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem beim vorlegenden
Gericht anhédngigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. Die Auslagen
anderer Beteiligter fiir die Abgabe von Erkldrungen vor dem Gerichtshof sind nicht erstattungsfihig.

Aus diesen Griinden hat der Gerichtshof (Grofie Kammer) fiir Recht erkannt:

1. Art. 2 Abs. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie 2006/123/EG des Europidischen Parlaments und des
Rates vom 12. Dezember 2006 iiber Dienstleistungen im Binnenmarkt ist dahin auszulegen,
dass diese Richtlinie nicht fiir Gebiihren gilt, deren anspruchsbegriindender Tatbestand an
die Rechte der zur Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste
ermichtigten Unternehmen zur Verlegung von Kabeln fiir ein o6ffentliches elektronisches
Kommunikationsnetz ankniipft.

2. Art. 4 Nr. 1 der Richtlinie 2006/123 ist dahin auszulegen, dass die Titigkeit des Einzelhandels
mit Waren eine ,,Dienstleistung” im Sinne dieser Richtlinie darstellt.
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Die in Kapitel III der Richtlinie 2006/123 enthaltenen Bestimmungen iiber die
Niederlassungsfreiheit der Dienstleistungserbringer sind dahin auszulegen, dass sie auch auf
einen Sachverhalt anwendbar sind, dessen Merkmale simtlich nicht iiber die Grenzen eines
einzigen Mitgliedstaats hinausweisen.

Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 2006/123 ist dahin auszulegen, dass er Vorschriften in einem
Bauleitplan einer Gemeinde, die die Titigkeit des Einzelhandels mit Waren ohne grofien
Platzbedarf in Gebieten auflerhalb des Stadtzentrums dieser Gemeinde verbieten, nicht
entgegensteht, vorausgesetzt, dass simtliche in Art. 15 Abs. 3 dieser Richtlinie genannten
Bedingungen erfiillt sind, was das vorlegende Gericht zu priifen hat.

Unterschriften

26

ECLILEU:C:2018:44



	Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer)
	Urteil
	Rechtlicher Rahmen
	Unionsrecht
	Richtlinie 2002/21/EG
	Richtlinie 2002/20/EG
	Richtlinie 2006/123

	Niederländisches Recht
	Rechtssache C‑360/15
	Rechtssache C‑31/16


	Ausgangsrechtsstreitigkeiten und Vorlagefragen
	Rechtssache C‑360/15
	Rechtssache C‑31/16

	Zu den Vorlagefragen
	Rechtssache C‑360/15
	Zur ersten und zur dritten Frage
	Zu den Fragen 2, 4 und 5

	Rechtssache C‑31/16
	Zur ersten Frage
	Zur vierten Frage
	Zur dritten Frage
	Zur zweiten und zur fünften Frage
	Zur sechsten Frage


	Kosten


